
Landgericht Frankfurt am Main

Aktenzeichen: 2-21 O 64/21

Laut Protokoll: 
verkündet am: 06.05.2022

Dakaj, JFA
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes 
Urteil

In dem Rechtsstreit

der Webshop Factory GmbH vertreten durch den Geschäftsführer, Taunusanlage 8, 60329 
Frankfurt am Main,

- Klägerin -

(Prozessbevollmächtigter: Rechtsanw. cyfire Rechtsanwaltsgesellschaft UG, Triftstraße 17, 
60528 Frankfurt am Main)

Streithelfer: Oliver Feldmann, Fritz-Boehle-Str. 12, 60598 Frankfurt am Main,

(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanw. Schmidt-Fleischer, Am Houiller Platz 4c, 61381 
Friedrichsdorf)

gegen

die eWoolution GmbH vertreten durch den Geschäftsführer, Scanbox 7516, Ehrenbergstraße 
16a, 10245 Berlin,

- Beklagte -

(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanw. BKF Rechtsanwälte, Steubenstr. 5, 65189 Wiesbaden)



hat die 21. Zivilkammer des Landgerichts Frankfurt am Main

durch Richter am Landgericht Schaller als Einzelrichter

aufgrund der mündlichen Verhandlung am 11.03.2022

für Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt an die Klägerin 13.827,40 Euro nebst Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 10.06.2020 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils zu vollstreckenden 

Betrages vorläufig vollstreckbar.

Der Streitwert wird auf EUR 13.787,40 festgesetzt.

Tatbestand

Die Parteien streiten um die Zahlung von Forderungen aus einem Dienstleistungsvertrag.

Am 15.02.2016 schloss die Klägerin eine Kooperationsvereinbarung mit einem 

Kooperationspartner (BI. 20 der Akte). Diese regelt, dass die Klägerin für die erfolgreiche 

Vermittlung von Kunden an den Kooperationspartner von diesem eine Provision von 10% des 

zu vermittelten Umsatzes erhält. Dabei handelt es sich um eine Dienstleistung, die als 

Vermittlung von „Leads“ bezeichnet wird. Im Zeitraum vom 15.02.2016 bis Mitte Mai 2018 

erfolgten zahlreiche Vermittlungen von Leads durch die Klägerin an die Beklagte, woraufhin 

die Klägerin jeweils die Provision für die Kundenvermittlung erhielt. Die Rechnungen stellte die 

Klägerin ausnahmslos an die drimendo GmbH (vormaliger Firma der Beklagten). Am 

25.05.2020 stellte die Klägerin der Beklagten einen Betrag in Höhe vom 13.787,40 Euro in 

Rechnung und forderte die Beklagte darin auf diese bis zum 09.06.2020 zu begleichen (BI. 

22ff. der Akte). Die Rechnung betrifft die Vermittlung von Leads für den Zeitraum vom 

15.05.2018 bis zum 22.05.2020. Eine Zahlung erfolgte nicht. Herr Dezelski ist Geschäftsführer 

und Herr Feldmann seit Juli 2018 Gesellschafter der Beklagten. Herr Feldmann ist seit 

Dezember 2018 Geschäftsführer und seit Juli 2019 alleiniger Gesellschafter der Klägerin.



Die Klägerin behauptet, sie habe die Kooperationsvereinbarung mit der Beklagten als 

Kooperationspartner geschlossen. Sie behauptet, es habe dem Willen beider Parteien 

entsprochen, dass der Vertrag mit der Beklagten geschlossen wird, Der Vertrag sei auch so 

gelebt worden.

Die Klägerin beantragt,
die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger einen Betrag in Höhe von 13.787,40 Euro 

nebst Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der EZB seit dem 

10.06.2020 zu zahlen,

und

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger einen Betrag in Höhe von 40,00 Euro nebst 

Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der EZB ab 

Rechtshängigkeit zu zahlen,

hilfsweise,

die Beklagte zu verurteilen der Klägerin Auskunft zu erteilen über die aus den gern, 

Rechnung der Klägerin vom 25.05.2020 (Rechnungsnummer RE305) gelieferten 

Leads generierten Umsätze jeweils ab dem in der Rechnung benannten Datum der 

Vermittlungsmail bis zum 31.12.2021 durch Vorlage von Belegen, insbesondere 

Abrechnung gegenüber den vermittelten Kunden,

äußerst hilfsweise,

die Beklagte zu verurteilen an die Klägerin die nach Erfüllung des hilfsweise gestellten 

Klageantrags noch zu beziffernde Summe bis zu einem Betrag von 13.787,40 Euro, 

nebst Zinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der EZB ab dem 

25.05.2020 zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Die Beklagte behauptet, der Vertrag sei allenfalls mit der KDS Systems UG zustande 

gekommen und, dass solche Rahmenverträge mit Tippgebern von der Beklagten grundsätzlich 

nicht geschlossen würden. Die Beklagte ist der Ansicht, es existiere eine invitatio ad 

offerendum, eine stehende Aufforderung an potenzielle Tippgeber, ein Angebot auf die 

Vermittlung von Leads zu einer Provision von bis zu 10% der Umsätze abzugeben, was durch 

das Anträgen von Leads erfolge. Der Beklagte behauptet, dass die Leads ab Mitte Mai 2018 



nicht mehr Leistung der Klägerin gewesen seien. Dies sei vielmehr die Gegenleistung des 

Streithelfers für die erhaltenen Gesellschaftsanteile an der Beklagten gewesen. Die Beklagte 

ist zudem der Ansicht, dass, wenn es sich doch um Leistungen der Klägerin handeln sollte, 

darin ein Verstoß gegen § 18 Ziffer 2 der Satzung der Beklagten zu sehen sei. Nach dieser 

Regelung sind der oder die Geschäftsführer nicht befugt, außerhalb eines den gesetzlichen 

Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungsbeschlusses den Gesellschaftern oder ihnen 

nahestehenden Personen oder Gesellschaften Vorteile irgendwelcher Art vertragsgemäß oder 

durch einseitige Handlungen zuzuwenden (Anlage B 3 und 4). Ein Verstoß läge vor, da die 

Klägerin eine Herr Feldmann nahestehende Gesellschaft sei und Verträge mit der Klägerin 

gegen die Satzung verstießen.

Am 16.07.2021 hat die Beklagte gegenüber Herrn Feldmann den Streit verkündet. Dieser ist 

am 10.03.2022 als Streitverkündeter dem Rechtsstreit beigetreten. Am 08.07.2020 hat die 

Klägerin einen Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids gegen die Klägerin gestellt. Gegen 

diesen hat die Beklagte am 27.07.2020 Widerspruch erhoben. Am 22.02.2021 wurde das 

Verfahren an der Landgericht Frankfurt am Main abgegeben. Die Klage wurde am 16.03.2021 

zugestellt.

Im Übrigen wird wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes auf die vorbereitenden 

Schriftsätze der Parteivertreter nebst Anlagen Bezug genommen.

Die Kammer hat Beweis erhoben gemäß Beschluss vom 11.03.2022 durch Vernehmung des 

Geschäftsführers Feldmann der Klägerin als Partei. Wegen des Beschlusses und des 

Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das Sitzungsprotokoll vom 11.03.2022 (BI. 207 ff. 

d.A.) Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig und teilweise begründet.

Es besteht ein Anspruch der Klägerin gegen die Beklagte auf Zahlung der Provision aus § 611 

Abs. 1 BGB. Grundlage dafür ist der zwischen den Parteien geschlossene 

Kooperationsvertrag. Unschädlich ist, dass die Beklagte darin nicht unter ihrer damaligen 

Firma genannt wird. Denn es gilt insoweit der übereinstimmende Parteiwillen zu einem 

Vertragsschluss mit der Beklagten. Ein solcher Wille lag vor. Dies folgt zur aus der 

überzeugenden Aussage des als Partei vernommenen Geschäftsführers der Klägerin.



Sofern seinerzeit der Kooperationsvertrag nicht zwischen den Parteien geschlossen worden 

wäre, bestünde der Anspruch im Ergebnis gleichermaßen. Denn es existierte seitens der 

Beklagten eine invitatio ad offerendum an alle Tippgeber, eine stehende Aufforderung an 

potenzielle Tippgeber, ein Angebot auf die Vermittlung von Leads zu einer Provision von bis 

zu 10% der Umsätze abzugeben, was durch das Anträgen von Leads erfolgt. So kommt es 

durch die Annahme der von den Tippgebern generierten Angebote immer wieder zu einzelnen 

Vertragsabschlüssen im Sinne des § 611 I BGB. Bis Mitte Mai 2018 war dieser Ablauf 

zwischen den Parteien unproblematisch und Leistung und Gegenleistung sind erfolgt. Dass es 

bei der erfolgreichen Vermittlung von Leads zu einer Zahlung einer Provision in Höhe von 10% 

kommt, ist zwischen den Parteien unstreitig. Das ergibt sich auch daraus, dass im Zeitraum 

vor Mai 2018 diese 10% auch immer gezahlt wurden. Im darauffolgenden Zeitraum wurden 

die Leads unstreitig weiter geleistet. Allerdings behauptet die Beklagte, die Angebote seien 

nicht durch die Klägerin erfolgt, sondern es läge eine Leistung von Herrn Feldmann als 

Gesellschafter der Beklagten vor. Eine solche Absprache zwischen der Beklagten und Herrn 

Feldmann ist aber gerade nicht ersichtlich. Beweisbelastet ist hier die Beklagte, die sich auf 

den Abschluss einer solchen Nebenabrede beruft. Die Beklagte konnte den Beweis allerdings 

nicht erbringen. Im Kaufvertrag über die Gesellschaftsanteile gibt es keinen ausdrücklichen 

Hinweis, dass mündliche Nebenabreden getroffen wurden. Als Gegenleistung für die 

Gesellschaftsanteile wurde zudem bereits ein Geldbetrag in Höhe von 1.575,00 Euro gezahlt. 

Warum eine weitere Gegenleistung vereinbart worden sein sollte, erschließt sich nicht. Auch 

die zunächst ausgebliebene Rechnungsstellung spricht nicht dagegen, dass auch nach Mai 

2018 weitere Vertragsabschlüsse zwischen den Parteien erfolgt sind. Aus den vorgelegten 

Chatverläufen ist ersichtlich, dass die Beklagte erhebliche Zahlungsprobleme hatte (BI. 76 der 

Akte). Die Verzögerung kann hier als Akt der Kulanz gesehen werden. Die Leads sind daher 

als Angebot der Klägerin anzusehen, die von der Beklagten auch angenommen wurden. Die 

einzelnen Vertragsabschlüsse unterfallen auch nicht dem Ausschluss nach § 18 Ziffer 2 der 

Satzung der Beklagten, da kein Vorteil an Herrn Feldmann zugewendet wurde. Das Gericht 

folgt hier den Ausführungen der Klägerin. Vorteile sind Leistungen, auf die der Empfänger 

keinen Rechtsanspruch hat und seine wirtschaftliche, rechtliche oder auch nur persönliche 

Lage objektiv verbessert. Hier besteht jedoch ein Rechtsanspruch, da durch die Vermittlung 

der Leads adäquate Gegenleistungen erbracht wurden, die der Beklagten als Ganzes 

zugutegekommen sind. Die Satzungsregelung dient dem Schutz der Gesellschafter davor, 

dass der Geschäftsführer zu Lasten der anderen Gesellschafter einem Gesellschafter etwas 

zuwendet, worauf dieser keinen Anspruch hat. Das ist hier aber gerade nicht der Fall.



Die Klage ist auch hinsichtlich der Verzugszinsen begründet. Allerdings nur in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz. Die Klägerin kann diese gemäß §§ 280 I, II, 286, 288 

BGB ab dem 10.06.2020 verlangen. Auch die Verzugspauschale in Höhe von 40,00 Euro 

gemäß § 288 V BGB kann die Klägerin verlangen, da es sich bei der Beklagten nicht um eine 

Verbraucherin handelt.

Damit es zu einem Schadensersatzanspruch aus Verzug kommt, bedarf es - abgesehen von 

gewissen Ausnahmefällen - einer Mahnung des Gläubigers an den Schuldner. Eine solche 

Mahnung stellt vorliegend die in der Rechnung enthaltene Zahlungsaufforderung der Klägerin 

zum 09.06.2020 dar. Dabei handelt es sich um eine sogenannte „befristete Mahnung". Durch 

das Ausbleiben der Zahlungen hat die Beklagte den Verzug auch zu vertreten.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 91 I ZPO.

Die vorläufige Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 709 ZPO.

Schaller


